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A. Bericht des Abgeordneten Junker 

Die Siebenundfünfzigste Verordnung zur Ände- | 2. Drittland-Zollkontingente für 5500 t Spezialwalz- 


rung des Deutschen Zolltarifs 1966 (Waren der 
EGKS — 2. Halbjahr 1966) wurde mit Schreiben des 
Herrn Präsidenten des Deutschen Bundestages vom 
12. September 1966 als dringliche Vorlage gemäß 
§ 96 a GO dem Ausschuß für Wirtschaft und Mittel- 
standsfragen zur Behandlung zugewiesen. 

In der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl sind die Stahlzölle harmonisiert. Die im Mini- 
sterrat vereinigten Vertreter der Regierungen der 
Vlitgliedstaaten treffen jedoch seit Jahren einstim- 
mig Vereinbarungen über Zollkontingente und Zoll- 
aussetzungen. Begünstigt werden Importe solcher 
Erzeugnisse, die ausschließlich zur Marktversor- 
gung des Einfuhrlandes notwendig sind und inner- 
halb der EGKS nicht oder in nicht ausreichenden 
Mengen hergestellt werden. Da die Produktions- 
kapazität innerhalb der Gemeinschaft Änderungen 
unterworfen ist, muß die Marktlage und die tech- 
nische Entwicklung laufend beobachtet werden. Aus 
diesem Grund sind die im Ministerrat vereinigten 
Vertreter der Regierungen der Meinung, daß eine 
halbjährliche Überprüfung der Begünstigungen not- 
wendig ist. 

Für das 2. Halbjahr 1966 vereinbarten die Regie- 
rungen der Mitgliedstaaten der EGKS 

1. Zollaussetzungen für Roheisen bis auf 1 ^/o des 
Wertes (regelmäßiger Außenzollsatz 5 Vo des 
Wertes) und für gebrauchte Schienen bis auf 
6 Vo des Wertes (regelmäßiger Außenzollsatz 
lOVo des Wertes). Diese Zollaussetzungen ent- 
sprechen denen des 1. Halbjahres 1966. 


draht zum Zollsatz Null (regelmäßiger Außen- 
zollsatz 10 Vo des Wertes) und für kristallorien- 
tierte Elektrobleche mit einem Ummagnetisie- 
rungsverlust von 0,40 Watt oder weniger je kg 
in Höhe Von 600 t zum Zollsatz 4 ®/o des Wertes 
(regelmäßiger Außenzollsatz 12Vo des Wertes). 

Für das Spezialwalzdraht-Kontingent gilt damit 
die gleiche Regelung wie im 1. Halbjahr 1966. Dage- 
gen wurde die Kontingentsmenge für kristallorien- 
tierte Elektrobleche mit einem Ummagnetisierungs- 
verlust von 0,40 Watt oder weniger je kg gegen- 
über dem 1. Halbjahr 1966 um 100 t (auf 600 t) 
gekürzt und der Zollsatz von 3 Vo auf 4 ®/o des 
Wertes heraufgesetzt. 

Nicht mehr zugestanden wurde der Bundesrepu- 
blik das im 1. Halbjahr 1966 bewilligte Zollkontin- 
gent für kristallorientierte Elektrobleche mit einem 
Ummagnetisierungsverlust von mehr als 0,40 Watt 
bis 0,75 Watt je kg von 300 t zum Zollsatz 5 % des 
Wertes (regelmäßiger Außenzollsatz 12 Vo des Wer- 
tes). Die französische und belgische Industrie ist der 
Auffassung, daß ihre Produktion auf diesem Sektor 
zur Versorgung der EGKS-Mitgliedstaaten nunmehr 
ausreiche. Demgegenüber macht die deutsche Indu- 
strie geltend, daß wegen der unterschiedlichen Qua- 
lität der französischen und belgischen Produkte ein 
gewisser Zukaufsbedarf aus Drittländern, insbeson- 
dere aus den USA, bestehe. Die Bundesregierung 
hat sich der Ansicht der deutschen Industrie ange- 
schlossen. Die Bundesregierung macht deshalb von 
der den Mitgliedstaaten der EGKS gegebenen Mög- 
lichkeit Gebrauch, im Bedarfsfälle autonom ein halb- 
jährliches Zollkontingent für Elektrobleche zum 
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Zollsatz von 6 des Wertes festzusetzen. Sie er- 
öffnet ein Kontingent für das 2. Halbjahr 1966 in 
Höhe von 600 t. 

Die angeführten Maßnahmen liegen im Interesse 
der betreffenden Industrien. Sie sind zugleich ge- 


eignet, Preisauftriebstendenzen für diese Waren und 
der daraus hergestellten Erzeugnisse entgegenzuwir- 
ken. Der Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstands- 
fragen empfiehlt daher dem Plenum, der Verord- 
nung zuzustimmen. 


Bonn, den 22. September 1966 


Junker 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

der Verordnung — Drucksache V/903 — zuzustim- 
men. 


Bonn, den 22. September 1966 


Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen 


Dr. h. c. Menne (Frankfurt) 

Vorsitzender 


Junker 

Berichterstatter 


angenommen in der 59. Plenarsitzung am 23. September 1966 



